




Nach einer sehr eingehenden Aussprache, in der die Berichte des 
Bundesvorstandes mancherlei Ergänzung fanden, wurde ihm ein­
stimmig Entlastung erteilt. 

Zur Bundeskonferenz lagen eine ganze Reihe von Anträgen vor, 
die sich mit po litischen und organisatorischen Fragen beschäftigten. 
Es war nicht zu verwundern, daß sich eine sehr leidenschaftliche, 
aber von al len Seiten mit großem Verantwortungsgefühl geführte 
Diskussion um eine Veränderung des Namens unseres Bundes ent­
fesselte, wobei die Unterbezeichnung „ Bund aktiver Demokraten" 
Hauptbezeichnung und die bisherige Hauptbezeichnung „Reichs­
banner Schwarz-Rot-Gold" Unterbezeichnung werden sollte. Gleich­
zeitig wären hiermit auch entsprechende Satzungsänderungen be­
züglich der Namensnennung verbunden gewesen. Für und gegen 
die Veränderung wurden gute Argumente angeführt; eine Einigung 
kam nicht zustande. Mit großer Mehrheit wurde jedoch beschlossen, 
den Antrag bis zur nächsten Bundeskonferenz zurückzustellen, so 
daß er wieder auf die Tagesordnung kommen wird. Man will in Ruhe 
noch eine gewisse Entwicklung unserer Arbeit in den kommenden 
ivlonaten abwarten . Durch das Ausscheiden verschiedener Vor­
standsmitglieder waren Ergänzungen notwendig. Sie erfolgten ein­
stimmig, so daß der Bundesvorstand jetzt wie folgt neu besetzt ist: 

Ehrenvorsitzender: Christian Weiß, Frankfurt 
1. Bundesvors itzender: Robert Becker, Offenbach 
Stellvertr. Vorsitzender : Heinrich Ditter, Frankfurt 
Stellvertr. Vorsitzender: Dieter Westermann, Bremen 
1. Schriftführer: Werner Bümlein, Frankfurt 
Stellvertr. Schriftführer: Willi Haag, Frankfurt 
1. Schatzmeister: Georg Schaffner, Frankfurt 
Stellvertr. Schatzmeister: Wi.lli Haug, Wiesbaden 

Die übrigen Positionen blieben unverändert, wobei der mit der 
Pressearbeit betraute Kamerad Kerger sich auch der Bildungsarbeit 
annimmt, der in Zukunft wohl eine verstärkte Bedeutung für den 
Bund zukommen wird. 

Mit einem Aufruf zur verstärkten Mitarbeit an alle Kameraden im 
Bundesgebiet und mit einem herzlichen Dank an alle Konferenz­
teilnehmer f ür ihre rege Anteilnahme bei der Behandlung aller 
Tagesordnungspunkte konnte der 1. Bundesvorsitzende, Kamerad 
Robert Becker, die Bundeskonferenz am frühen Nachmittag schlie­
ßen. Anschließend fand wiederum eine Pressekonferenz statt. 

Das Presseecho der Bundeskonferenz war ohne Zweifel geringer 
als bei der 1. Bundeskonferenz, bemerkenswert jedoch, daß die 
Außerungen der Referenten Dr. Beermann und Dr. Kempner in wich­
tigen Passagen über die Nachrichtenagenturen Eingang in zahlreiche 
Tageszeitungen fanden . Auch die örtliche Bonner Presse hat sehr 
objektiv und ausführlich berichtet, wie auch das schon einmal zitierte 
Monatsheft der Bonner SPD „ Bonn-heute" einen ausgezeichneten 
Bericht über die Veranstaltuhg brachte. Wir wollen auch hinzufügen, 
daß unsere Festschrift, die Sondernummer unserer Bundeszeitschrift, 
gE:zielt verbreitet, große Aufmerksamkeit und Anerkennung gefunden 
hat. Nicht unerwähnt und mit großem Dank soll vermerkt werden die 
Unterstützung unserer Bildungsveranstaltung am 1. Tage durch die 
Bundszentrale für politische Bildung. Es wird sehr bald zu prüfen 
sein, inwieweit auch die Landeszentralen für politische Bildung, wo 
das noch nicht geschehen ist, von den Landesverbänden um eine 
gleiche Unterstützung gebeten werden sollten. 

Wir sagten eingangs schon, daß wir · kritisch und mit kühlem Kopf 
berichten würden. Uns scheint es, daß in allen Landesverbänden und 
Ortsvereinen ebenso kritisch und leidehschaftslos jetzt geprüft 
werden muß, wie unsere künftige Arbeit noch erfolgreicher fortge­
setzt werden kann . Vergessen wir über die Tradition den Fortschritt 
nicht, den sich ein moderner Bund aktiver Demokraten für eine wirk­
same Tätigkeit nutzbar machen muß. Die Feinde der Demokratie sind 
trotz der Niederlagen der Rechts- und Linksextremisten bei den 
letzten Wahlen nicht verschwunden. Restaurative und reaktionäre 
Gruppen von nicht geringem Einfluß, aber auch anarchistische Wirr­
köpfe mahnen uns, auf der Hut zu sein. 

Die Bundeswehr im demokratischen Staat 
Referat von Brigadegeneral a. D. Dr. Friedrich Beermann (MdB), anläßlich der II. Bundeskonferenz 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wenn diese Konferenz eine Woche früher stattgefunden hätte, 
stände ich noch in Uniform vor Ihnen. In der Zwischenzeit bin ich 
durch die Wahl in den deutschen Bundestag zu einem Bundeswehr­
general a. D. geworden. Das hat einen gewissen Vorteil gerade für 
diese Tagung, es macht mich im Wort freier, ich kan manches sagen, 
was ich in Uniform und in Bindung an das Ministerium nicht hätte 
sagen können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn wir das Thema 
,,Bundeswehr im demokratischen Staat" 

behandeln wollen , so bleibt es nicht aus, daß wir einen ganz kurzen 
Rückblick in die Zeit machen müssen, als diese Bundeswehr noch 
gar nicht in Existenz war, aber sozusagen schon in den Gedanken 
und in den Vorstellungen der öffentlichen Meinung allmählich 
Gestalt annahm. So ist dieser Rückblick notwendig, um zu sehen, 
welche Schwierigkeiten damals bestanden. 

Noch am 6. August 1950 hatte unser früherer Bundeskanzler 
Adenauer gesagt, ich habe mich wiederholt gegen die Wiederauf­
rüstung Deutschlands ausgesprochen, weil ich vor allem dabei dem 
Friedenswillen des deutschen Volkes und der deutschen Jugend 
Ausdruck geben wollte, die einen tiefen Abscheu vor Uniformen, 
vor Waffen und vor Krieg hat. Bei der Sozialdemokratischen Partei 
waren die hier zum Ausdruck gebrachten Gefühle genauso stark, 
wenn nicht noch stärker vorhanden. Immerhin haben nicht nur füh­
rende Persönlichkeiten dieser Partei ihr Leben jahrelang auf der 
Flucht vor der siegreichen Wehrmacht zubringen, als politisch Unzu­
verlässige im Strafbattaillon der Wehrmacht dienen oder als KZ­
Häftlinge die bewaffnete Macht des 3. Reiches nur als ihre Bewacher 
kennen lernen müssen. Hinzu kam, daß die SPD einen dem Grund­
satz abweichenden politischen Standpunkt in der Frage der Auf­
stellung Teil deutscher Streitkräfte einnahm. Allerdings waren die 
Sozialdemokraten nicht grundsätzlich gegen die Aufstellung von 

Streitkräften in der Bundesrepublik, wollten sich aber hierzu erst 
dann entschließen, wenn wirklich wirksame Vereinbarungen zwischen 
Ost und West über die Wiedervereinigung des geteilten Landes nicht 
zu erzielen gewesen wären. Sie verstünden, daß der ernsthafte Ver­
such hierzu vor Unterzeichnung der NATO-Verträge jemals unter­
nommen worden sei, da nach ihrer Auffassung die Bundesregierung 
dßn Vorrang der Westintegration vor Verhandlung über die Wieder­
vereinigung stets angestrebt habe. Dieser Gegensatz zwische.n Ver­
einigung und Bejahung der Aufstellung von Streitkräften wirke sich 
auf die gesamte Gesetzgebung, und letztlich auf den Geist der 
Bundeswehr aus. Bei den Sozialdemokraten wurde zeitweilig die 
Frage diskutiert, ob unter den damals gegebenen Umständen eine 
Mitarbeit an einer Wehrgesetzgebung überhaupt erfolgen solle und 
es bedurfte des ganzen Einflusses einer klarsichtigen Führung der 
damaligen Partei hierzu und an einer mit deren Ausführung verbun­
denen tätigen Mitarbeit. Ich denke z. B. an die Besetzung der Muste­
rungskommission. Aber durch die politische Position, in der sich die 
Sozialdemokraten im Jahre 1955/56 befanden, war ihren Initiativen 
Grenzen gesetzt, da schon die Mitarbeit an der Wehrgesetzgebung 
bei den eigenen Anhängern nur allzu leicht als eine Kapitulation 
von der bis dato behaltenen Linie, der Ablehnung der Streitkräfü~ 
überhaupt und damit zugleich als eine Kapitulation vor der Politik 
der Regierung interpretiert werden konnte. Doch die Kräfte, die 
eine Mitarbeit an den Wehrgesetzen ablehnten, setzten sich nicht 
durch. Statt dessen wurde ursprünglich auf einer Linie operiert, die 
etwa so verlief. Man stimmte gegen alle gesetzlichen Maßnahmen, 
die den Aufstellungsprozeß begründet und fördern konnten, aber 
für eine Maßnahme, die geeignet war, einen demokratischen Rechts­
staat und eine militärische Macht in ein ausgewogenes Verhältnis 
zu bringen. Die erste Wehrergänzung, die dem Bund die Zuständig­
keit für die Verteidigung verlieh und ihm das Recht übertrug, Wehr­
pflichtige einZUf'.iehen, wurde deshalb gegen die Stimmen der SPD 
beschlossen, während die 2. Wehrergänzung im wesentlichen das 



Werk der SPD war, weil hier lediglich die nicht mehr zu verhindernde 
militärische Macht in das demokratische Verfassungssystem einge­
bettet werden sollte. Ich glaube, daß dieses Beispiel deutlich macht, 
auf welch schwierigem politischen Terrain die SPD zu operieren ge­
zwungen war, wollte si/ nicht Gefahr laufen, daß die eigene Partei 
an der Wehrfrage zerbricht oder auf der anderen Seite der histo­
rische Spalt z~ischen SPD und den Streitkräften von vornherein 
wieder entstand. Beide Alternativen konnte sich die Partei als staats­
tragende Partei nicht leisten. Die 1. Bejahung der Bundeswehr im 
Jahre 1956 hätte die SPD, die 2. Verneinung der Bundeswehr für die 
Zukunft den demokratischen Staat zerstört. In Wirklichkeit vollzog 
die SPD mit der Zustimmung zur 2. Wehrergänzung nicht nur die 
Einbettung der Streitkräfte in die Verfassung, sondern begann zu­
gleich eine psychologische Annäherung an die Streitkräfte zu voll­
ziehen, die es ihr dann ermöglichte, auch zur ursprünglich abgelehn­
ten Bundeswehr ja zu sagen, als die Zeit hierzu reif war. Ich darf 
zusammenfassen: die entscheidende Auseinandersetzung um die 
Streitkräfte war ein gegenteiliger politischer Standpunkt. Die SPD 
war dafür, erst Verhandlungen mit dem Osten, wenn diese scheitern, 
dann Aufrüstung, wenn es nicht anders geht. Die andere Seite war 
für Aufrüstung und dann auf dieser Basis glaubte man zu einer 
Wiedervereinigung zu kommen. Diese beiden gegenteiligen Kon­
zeptionen haben das Schicksal, das Schicksal auch mit der Truppe 
bestimmt als sie aufgestellt war. Wie sah es damit aus, welche 
tvlenschen kamen hier zur Truppe. Lassen Sie mich einen Moment 
bei diesem Thema verweilen. Ich möchte reden über den geistigen 
Zustand des Offiziercorps, in dem es sich befand damals, als die 
Bundeswehr aufgestellt wurde. Die Masse des älteren Offiziercorps, 
zu der ich damals noch nicht gehörte, sondern die noch ein wenig 
älter waren als ich. Sie hatten 1945 nicht nur ihren Beruf verloren, 
sondern darüber hinaus waren sie von vielen Berufsmöglichkeiten 
ausgeschlossen. Die jüngeren, die noch auf die Universitäten gehen 
wollten, wurden jahrelang relegiert. Die Gründe heute sind verständ­
lich. Ich möchte das ausdrücklich betonen. Denn wie die Sache nun 
e:nmal war: Wir waren Mittäter eines Staates, die nicht nur hier in 
unserem Land, sondern auch in den eroberten Ländern - dort be­
sonders - unendliche und scheußliche Verbrechen begangen haben. 
Aber trotzdem ist es bitter für jene, die draußen an der Front waren, 
die draußen gekämpft haben, guten Glaubens ihr Vaterland zu ver­
teidigen, sich nun in einer Situation zu sehen, wo sie sich sagen 
mußten, daß sie für einen Sieg gekämpft haben, der in Wirklichkeit 
von einem Hitler-Deutschland nicht errungen werden durfte. Nun, in 
dieser Generation war eine große geistige Verwirrung, ein geistiger 
Spalt. Besonders entzündete er sich an der Auseinandersetzung um 
die Offiziere, die am 20. Juli 1944 von einem Aufstand, einem Wider­
stand gegen Hitler nicht nur gesprochen haben, sondern zu aktiven 
Taten geschritten sind. All dies ist heute verebbt, zurückgedrängt. 
Die ältere Generation ist heute aus der Bundeswehr ausgeschieden 
und diese Probleme spielen heute kaum noch irgendeine Rolle. Ich 
möchte heute sagen, daß im großen und ganzen das ältere Offizier­
corps heute ganz fest - ich möchte dies ausdrücklich betonen -
ganz fest auf dem Boden dieses demokratischen Staates steht; eines 
Staates, zu dem es sich bekannt hat auf Grund der ganz bitt' ren 
Erfahrung ihres eigenen Lebenswegs und ihrer eigenen Tiefe, durch 
die sie nach dem Krieg gegangen sind. Nun, wie sieht es mit den 
anderen aus? Meine Damen und Herren! Als 1956 die Bundeswehr 
aufgestellt wurde, sind nicht zuletzt aus dem durchaus verständlichen 
politischen Gegensatz, der unser Volk durchzog, doch die Soldaten 
von vornherein sehr schwierig gewesen. Schwierig, wofür sie nichts 
konnten, besonders nicht die ganz jungen. Die ganz jungen Soldaten, 
sie wurden ja z. T. auf den Straßen angerempelt, sie wurden ver­
prügelt. Ich selbst habe damals als Referent bei der SPD gerade 
gegen diese Tendenzen, die sich zeigten, auch zeigten bei den Mit­
gliedern unserer Partei, daß man sie ablehnte, immer wieder dage­
gen ankämpfen müssen. Man hat damals sehr lange, gerade bei 
uns, bei den Sozialdemokraten, es abgelehnt, Annoncen, Werbungs­
annoncen für die Soldaten in der Presse, in der eigenen Presse, auf­
zunehmen und hat damit praktisch es der bürgerlichen, der anderen 
Seite überlassen, lange Zeit Werbung zu betreiben. So mußte man 
sich nicht wundern, daß In erster Linie aus traditionellen Offiziers­
quellen, Offiziersersatzquellen, auch der Nachschub für den Offiziers­
ersatz insbesondere wieder kam. Nun, diese Generation, die also hat 
es nicht in allen Teilen so wie ich vergessen, wie die Reichswehroffi­
ziere, die 1920 als „ Noskehunde" in Berlin angepöpelt worden sind, 
so wenig haben wir es vergessen, daß sie also in ihrer Jugend, als 

sie ganz junge Soldaten waren, so in dieser Weise angerempelt wor­
den sind. Diese Generation ist nun mittlerweile dabei schon in .der 
Majors- und Oberstleutnantkategorie eingemündet. Und man muß 
etwas verstehen, wenn sie heute eine gewisse Distanz zeigt, auch 
eine gewisse Distanz zu dem Politischen, was sich heute bei uns 
hier vollzieht. Das ist bedauerlich, und diese Situation muß und kann 
geändert werden, wenn für diese Generation genügend Verständnis 
im Volk, bei den politischen Parteien sich entwickelt. Heute wird 
dieses gewisse Gefühl der Isolierung, des Zurückziehens oder 
dieses Bestreben verstärkt durch einen ideologischen Großangriff, 
dem heute die Bundeswehr ausgesetzt ist. Ausgesetzt ist von Seiten 
nicht unerheblicher Kräfte, die das Establishment treffen wollen, in­
dem sie heute eine Kriegsdienstverweigerungs-Kampagne innerhalb, 
besonders innerhalb der Höheren Schulen entfachen. Ich möchte 
klar sagen, daß ich voll und ganz auf den Grundsätzen des Art. 4, 
Abs. 3, stehe. Er ist ja geschaffen worden, letztlich als ein Reflex 
auf die Gewissensunterdrückung im 3. Reich und ich möchte auch 
nicht Soldaten mit gebrochenen und zerbrochenen Gewissen in der 
Truppe haben. Aber es geht nicht, wenn dieses Recht, ein sehr 
hohes Recht, ein sehr sittlicher Ernst in unsere Verfassung hinein­
gebracht worden ist, nun politisch dahin denaturiert, daß es von 
militanten Kräften benutzt wird, um die Bundeswehr auch von unten 
her auszuhöhlen und zum Einsturz zu bringen. In der Situation befindet 
sich ein nicht unerheblicher Teil der Truppe heute. Mit dieser Situa­
tion werden die jungen Soldaten, die jungen Vorgesetzten, die 
Unteroffiziere, die jungen Offiziere z. T. nicht fertig. Es ist dann 
kein Wunder - und hier möchte ich einmal, trotzdem es sehr un­
populär ist, so etwas zu sagen, darauf hinweisen, es ist dann kein 
Wunder, wenn diese jungen Menschen dann den Schalmeigesänge:1 
aufsitzen von rechtsradikalen Elementen, die ihnen klar machen, 
aber bei uns da gilt der Soldat was, wir stehen hinter euch und wir 
halten zu euch. Aus dieser Perspektive ist es zu erklären, daß die 
NPD auch in der Bundeswehr Fuß gefaßt hat. Die Augen zu ver­
schließen, wäre sehr schlecht und gefährlich. Und hierzu muß ich 
einiges sagen. 

Ich halte die NPD nicht gefährlich wegen des militärischen Pro­
gramms, das dort drin ist. Man kann darüber streiten, ob ein Ge­
neralstab zweckmäßig ist oder nicht, ob eine Rechtspartei gut ist 
oder weniger gut, oder unsere gegenwärtige Ordnung besser ist, 
sondern wegen der unglaublich gefährlichen nationalistischen Ziel­
setzung. Ich darf diese Gefahr zum Ende meiner Ausführungen, viel­
leicht an einem besonders wichtigen Punkt skizzieren. Diejenigen, 
die mit der Politik besonders vertraut sind, wissen, daß für das 
ältere Offiziercorps der Fahneneid und die persönliche Verpflichtung 
auf Adolf Hitler, die ihnen abgenommen war, im Jahre 1934, später­
hin eine besondere, eine geradezu tragische Rolle, gespielt haben. 
Leider Gottes ist auch bei unseren Fahneneidsformeln die Sache 
nach meiner Auffassung nicht in Ordnung. Ich darf hierzu folgendes 
sagen: In § 6 des Regierungsentwurfs zum Soldatengesetz wurde 
als Grundrecht des Soldaten, und für die Eidesformel folgender Text 
vorgeschlagen: 

Der Soldat hat die Pflicht, 
treu zu dienen und Vaterland 
und Freiheit unter Einsatz 
seiner Person tapfer zu verteidigen. 

Schon damals haben wir gegen die Einführung des Begriffs 
,.Vaterland" in den Text uns gewandt. Wir begründeten unsere Hal­
tung in der offiziellen, vom Parteivorstand der SPD herausgege­
benen Broschüre „Sozialdemokratie und Bundeswehr" wie folgt: 

'Eine Armee, in den Händen gewissenloser Elemente, hätte ohne 
Zweifel die Formulierung des Regierungsentwurfs zum Ansatz einer 
militärischen Befreiungsideologie benutzt, damit die Soldaten in 
Gewissenskonflikte gebracht und das Volk einer neuen militärischen 
Katastrophe zugeführt. Die SPD wurde damals in ihrer Auffassung 
unterstützt von dem Vertreter der evangelischen Kirche, dem spä­
teren Militärbischof, Prälat E. Kunz, der seine Stellungnahme wie 
folgt formulierte: 

Wir denken, wir sind mit dem Parlament einig, wenn wir minde­
stens Dresden und Stettin, Görlitz und Saarbrücken als noch zum 
deutschen Vaterland gehörend, ansehen. Dies alles könnte doch von 
der Bun'deswehr erst dann verteidigt werden, nachdem es zuvor 
erobert worden ist. Die späterhin gewählte Fassung hat die bekannte 
Formulierung, die ich aber noch einmal zur Verdeutlichung vorlesen 
möchte: 



Der Soldat hat die Pflicht, der Bundesrepublik treu zu dienen und 
-das Recht und die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu vertei­
digen. 

In dem schriftlichen Bericht des Ausschusses für Verteidigung, 
zweite Wahlperiode, ist zu dieser neuen Formulierung gesagt, daß 
de~ Ausschuß klarzustellen wünschte, daß der Soldat Befehle und 
Anweisungen von den Organen der Bundesrepublik entgegenzu­
nehmen und treu zu erfüllen hat, daß er sich aber dabei für das 
Schicksal des gesamten deutschen Volkes, auch soweit es nicht im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes liegt, verantwortlich zeigt. Der 
Bericht fährt fort: 

Es müßte klar herausgestellt werden, daß Recht und Freiheit des 
gesamten deutschen Volkes von den Soldaten verteidigt werden 
müssen, daß aber anderseits der Begriff des deuschen Volkes bei 
der Gehorsamspflicht zu Schwierigkeiten führen kann. M. E. bringt 
diese Formulierung in der Tat nicht nur Schwierigkeiten mit sich, 
sondern politische Gefahren, die herausgefordert werden. Einer 
meiner mir unterstellten Truppenkommandeure hat vor längeren 
Jahren schon vor den zur Vereidigung angetretenen Soldaten auf 
die Bedeutung des deutschen Vaterlandes hingewiesen und aus­
geführt, daß zu ihm auch Breslau und Königsberg gehören. Dann 
hat er den Eid in vorgeschriebener Form abgenommen und später 
dahin interpretiert, daß die Soldaten nunmehr mit ihrem Eid be­
kräftigt hätten, das Vaterland zu verteidigen. Im Rahmen einer an­
deren Diskussion, die ich kürzlich führte, wurde in der Tat einer sehr 
kompetenten Seite des Verteidigungsministeriums behauptet, die 
Ersetzung des Wortes „Vaterland" durch die Worte „das deutsche 
Volk" habe am ursprünglichen Sinngehalt des Soldateneides nichts 
_geändert. Es ist schon schwierig, dagegen durchschlagende Argu­
mente zu finden. Volk und Vaterland stehen in der Tat im Bewußt­
sein der breiten Schichten im untrennbaren, gefühlsmäßigen Zu­
sammenhang. Nun, wenn auch Stettin nicht mehr vom deutschen 
Volk bewohnt ist, so ist es doch Dresden und Görlitz. Und die nahe­
liegende Interpretation ist doch . die, daß in Dresden und Görlitz 
wohnende Kreise des deutschen Volkes erst dann verteidigt werden 
kann, wenn das Gebiet, auf dem sie leben, zuvor unter den Schutz 
der Bundeswehr gestellt worden ist. Oder um mit den Worten von 
Prälat E. Kunz zu sprechen, es zuvor erobert worden ist. Wie will 

rr.an, so möchte ich fragen, einen dauerhaften Frieden mit unseren 
östlichen Nachbarn finden, wenn man der Truppe weiterhin Eid und 
Gelöbnis in dieser Form abnimmt. Ich sage dies deswegen, weil sich 
die NPD auch ir\ Zukunft bemühen wird, auch in der Bundeswehr 
mehr und mehr Fuß zu fassen. In dem ursprünglichen Manifest der 
NPD heißt es: 

Deutschland hat Anspruch auf die Gebiete, in denen das deutsche 
Volk seit Jahrhunderten gewachsen ist, und man fragt sich, wo da 
eigentlich die Grenzen dieses Siedlungsraums liegen. Gehört das 
Memelgebiet noch dazu, gehörte Sudetenland noch dazu oder der 
Raum, der einst die sowjetdeutsche Wolgarepublik bildete, und der 
deutschblütige Einwohner, um im Jargon zu bleiben, ebenfalls dort 
seit Jahrhunderten gewachsen ist. Ist nun dieser Siedlungsraum, 
wenigstens nach NPD-Vorstellungen, identisch mit dem deutschen 
Vaterland und verzahnt mit dem Begriff deutsches Volk? Meine 
Herren! .,Hitlers Kampf" haben viele von uns nicht ernst genommen. 
Ober dieses NPD-Manifest sollte man daher, nach allem was war, 
nicht hinwegsehen. Es trägt in sich eine gefährliche Tendenz. Ge­
winnt diese Bewegung in der Bundeswehr - und ich spreche dies 
mit tödlichem Ernst aus - an Bedeutung, so entsteht aus diesen 
verschwommenen Zielsetzungen in Verbindung mit einer den Sol­
daten überfordernden Eidesverpflichtung eine Emotion von politi­
scher Sprengkraft, dessen bin ich mir völlig sicher. Auf jeden Fall 
haben wir heute, und das bitte ich anzumerken, junge Soldaten, 
wohlgemerkt keine Wehrdienstgegner, die sich weigern, das Ge­
löbnis in dieser Form abzulegen. Sie müssen dienen, werden aber 
nicht befördert. Mir scheint, das Parlament sollte mit Aufgabe des 
Alleinvertretungsanspruches zugleich den Soldaten von dieser Zwei­
deutigkeit befreien, so· wie es ihm eine frühere Zeit, sicherlich 
keineswegs aus irgendwelchen agressiven Gründen, auferlegt hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe versucht, in 
einigen Strichen über die geistigen Ströme in der Bundeswehr zu 
berichten. Die Bundeswehr ist in einer schwierigen Situation. Sol­
datsein im Zeichen des Atomkrieges ist heute problematisch gewor­
den. Atomkrieg in jeder Form ist sinnlos. Nur ist schwer zu ver­
stehen, daß es im Krieg nicht zum Einsatz der selbstmörderischen 
Mittel kommt. Doch die Lösung der Kriegsdienstverweigerer, näm­
lich einfach die Waffen hinzulegen, würde uns m. E. nicht erlauben, 
noch länger in freiheitlichen Traditionen zu leben. 

Der Rechtsradikalismus ist nicht tot 
von Adolf Dierking, Jugendleiter im Bundesvorstand des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold 

In der Bundesrepublik Deutschland und vor allem im Aus'­
land wurde nach der Bundestagswahl mit Freuden die Nie­
derlage der Radikalen von rechts begrüßt und mit Befrie­
digung registriert, daß es der NPD nicht gelungen war, in 
den Bundestag einzuziehen, zumal die Prognosen der 
Volksbefrager im allgemeinen dahingehend lauteten, die 
Wochen und Monate vor dem Wahltag gestellt wurden, 
daß es durchaus im Bereich der Möglichkeiten liegen 
könnte, daß die NPD die Fünfprozentklausel überspringt. 
Selbst am Wahlsonntag, nachdem die ersten Zwischen­
ergebnisse bekanntgeworden waren und die ersten Hoch­
rechnungen sichtbar wurden, blieb es noch ungewiß, ob 
der „Durchfall" der NPD, der eigentlich nur von einem 
Meinungsforschungsinstitut vorausgesagt worden war, 
Wirklichkeit wird. 

Es ist deshalb bedenklich, wenn Regierungssprecher, Par­
teien und Politiker nach dem offiziellen Wahlergebnis äu­
ßerten, daß die NPD eine eindeutige Niederlage erlitten 
hätte und von einem völligen Verschwinden der National­
demokratischen Partei gesprochen wurde. Wer die Wahl­
ergebnisse in den einzelnen Bundesländern ganz nüchtern 
untersucht, wird zu der Feststellung kommen, daß die 
NPD gegenüber der Bundestagswahl 1965 ihren Stimmen­
anteil verdoppeln konnte. Gewiß gelang es den Rechtsra-

dikalen bei der Bundestagswahl 1969 nicht den Stimmen­
anteil zu erreichen, der jeweils bei den Landtagswahlen 
erzielt wurde, aber nicht jede Landtagswahl ist mit einer 
Bundestagswahl zu vergleichen und es wäre falsch, nun­
mehr die Politik der Verniedlichung fortzusetzen, die schon 
allzu oft im Rahmen des Wahlkampfes vor der Bundes­
tagswahl sichtbar wurde. 

Es ist zwar in letzter Zeit sehr viel über die Nationaldemo­
kratische Partei (NPD) geschrieben, gesprochen, diskutiert 
und debattiert worden, aber vermißt werden konnte eine 
gewisse Gemeinsamkeit aller demokratischen politischen 
Kräfte in der politischen Auseinandersetzung, die NPD zur 
Strecke zu bringen. Zwar entbrannte in den letzten Tagen 
und Wochen vor der Bundestagswahl die politische Aus­
einandersetzung mit der NPD, die teilweise mit aller Härte 
geführt wurde, und leidenschaftlich sowie eindeutig hatte 
sich vor allem die jüngere Generation gegen diese Partei 
gestellt, wobei die Proteste der jungen Menschen zeitweise 
bedrohliche Formen annahmen, aber ob diese mehr oder 
weniger spontanen Reaktionen die wirkliche politische 
Auseinandersetzung mit der NPD darstellte, erscheint 
fraglich. 

Fortsetzung folgt 
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BUNDESVORSTAND 

Der Bundesvorstand des Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold - Bund aktiver Demo­
kraten e. V. wurde am Dienstag, 16. Dez., 
zu einem Informationsgespräch von Bundes­
präsident Dr. Dr. Gustav Heinemann em­
pfangen. 

Ober den Empfang werden wir in unserer 
Januarausgabe ausführlich berichten. 

Nach der Bundeskonferenz am 18. und 
19. Oktober 1969 setzt sich nunmehr unser 
Bundesvorstand wie folgt zusammen: 

Ehrenvorsitzender: 
Christian Weiß, 6 Frankfurt am Main, Im 
Uhrig 39, Telefon 0611 - 51 18 25 

1. Vorsitzender: 
Robert Becker, 605 Offenbach am Main, 
Schöne Aussicht 3, Telefon 0611 - 8 75 42 

Ste:lvertre:ender Vorsitzender: 

Heinrich Ditter, 6 Frankfurt am Main, Meli­
bocusstraße 30, Te!efon 0611 - 67 23 52 

Stellvertretender Vorsitzender: 

Dietrich Westermann, 28 Bremen, Pletten­
berger Weg 18, Telefon 0421 - 44 07 33 

Schriftführer: 

Werner Bümlein, 6 Frankfurt am Main, 
Ortenberger Straße 54, Tel. 0611 - 45 54 60 

Stellver~relender Schriftführer: 

Willi Haag, 6 Frankfurt am Main, Ulrich­
straße 78, Telefon 0611 - 51 11 05 

Schatzmeister: 

Georg Schaffner, 6 Frankfurt am Main, 
Freiligrathstraße 3, Telefon 0611 - 43 72 10 

Stellver,re:ender Schatzmeister: 

Willi Haug, 6200 Wiesbaden, Biebricher 
Allee 88, Telefon 06121 - 8 35 12 

Pressereferent: 

AugustKerger, 53 Bonn, Nikolausstraße 17, 
Telefon 02221 - 22 97 15 

Jugendleiter: 

Adolf Dierking, 28 Bremen-Huchting, Karl­
Hurtzig-Straße 13 

BERLIN 

Wo stehen wir, wohin gehen wir? 

Diese Frage stellen sich die Mitglieder 
des Freiheitsbundes. So wurde in der 
Landesausschußsitzung von den Kreisver­
tretern mit Empörung über die Sprengstoff­
attentate auf das jüdische Gemeindehaus in 
Berlin und Wohnungen von Bürgern berich­
tet. 

Stehen wir wieder am Beginn der dreißi­
ger Jahre dieses Jahrhunderts, als der politi­
sche Radikalismus vor Androhung und Mord 
nicht zurückschreckte und die Auseinander­
setzungen der Ultra-Links- und -Rechts­
gruppen sich auf einen latenten Bürger­
kriegszustand hinentwickelte und letztlich 
dann auch die Auseinandersezung zwischen 
Demokraten und Faschisten vom Parlament 
auf die Straße verlagert wurde? Diese Phase 
mußte und hat dann auch zum Untergang 
der Demokratie geführt. 

Heute - vier Jahrzehnte danach - stehen 
wir am Anbeginn der siebziger Jahre. Haben 
die Ereignisse der letzten vier Jahrzehnte mit 
ihren bis in den heutigen Tag hinein dauern­
den Massen- und Völkermorden, Terror und 
Unterdrückungen den politischen Fanatikern 
nicht die Augen geöffnet, wohin ihr Tun 
letztlich führt? Sollen ehrliche Demokraten, 
die ob ihrer aufrichtigen Haltung wegen auf 
den Schafotten und in den KZ's aller totali­
tären Staaten umkamen, ihre Opfer für die 
Menschenwürde jedes Individuums umsonst 
gebracht haben? So fragen sich hunderte 
"on Mitgliedern des Freiheitsbundes. Wir 
wollen nicht wieder Parteiarmeen aufstellen, 
wie es in der Weimarer Zeit der Fall war. 

Wir appellieren nicht nur an die Ord­
nungsorgane der Polizei, daß sie das Leben 
des Bürgers zu schützen haben; wir verlan­
gen auch, daß mehr getan wird, um nicht nur 
die Täter, sondern auch ihre Auftraggeber 
gefaßt und den Gerichten zugeführt werden. 
Mit Haussuchungen und Beschlagnahme 
einiger Schreib- und Vervielfältigungsma­
schinen nur nach einer Richtung, ist es nicht 
mehr getan. 

Bc.1ndespräsidenl: empfängt Reichsbanner 
Wir sind solidarisch mit unseren jüdischen 

Mitbürgern und allen denen, die als auf­
rechte Demokraten dem blinden, schon fast 
an Anarchie reichenden Terror in unserer 
Stadt, ausgeliefert sind. 

Es muß verhindert werden, daß es zu 
Selbsthilfemaßnahmen von nicht mehr über­
schaubaren Kreisen kommt. Die Ordnungs­
exekutive muß ihre Aufgabe lösen, ehe es zu 
spät ist. Nur dann können wir glauben, daß 
wir uns im Jahre 1969 befinden und nicht am 
Anfang der dreißiger Jahre ·mit ihren kata­
strophalen Folgeerscheinungen. 

HESSEN 

Gegen den Terror der Extremisten 

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, 
Bund aktiver Demokraten, e. V., Ortsverein 
Frankfurt am Main, hat in einer Mitglieder­
versammlung am 19. 11. 1969 zu dem Terror 
des SOS am 15. 11. 1969 Stellung genom­
men und gibt hierzu nachstehende Erklärung 
ab: 

Das Reichsbanner erklärt sich solidarisch 
mit allen Bürgern, die die Beendigung des 
Krieges in Vietnam sehnlichst wünschen. 
Umsomehr bedauern wir es, daß die Kund­
gebung gegen den Krieg in Vietnam am 
15. 11. 1969 von einer verantwortungslosen 
Horde von Radaubrüdern mit Gewaltakten 

gegen öffentliche Gebäude und -Einrichtun­
gen und Menschenjagden einen so üblen 
Abschluß fand. 

Verantwortlich allein hierfür ist der SDS­
Diese angeblich politische Studentenorga­
nisation hat erneut unter Beweis gestellt. 
daß ihre Motive nicht die Demokratisierung 
.des öffentlichen Lebens, nicht der ernsthafte 
Wille zum Frieden und nicht der Drang zu. 
Reformen auf vielerlei Gebieten sind. Viel­
mehr geht es dieser anarchischen Gruppe 
um die Auflösung jeglicher rechtsstaatlichen 
Ordnung, um die Zerschlagung der freiheit­
lichen, parlamentarischen Demokratie. 

Den Polizeiorganen obliegt der Verfas­
sungsauftrag zur Wahrung von Sicherhe!t 
und Ordnung für die Staatsbürger und ihre 
Einrichtungen; sie sind gleichzeitig die Hüter 
unseres demokratischen Rechtsstaates. 

Das Reichsbanner bedauert, aus Verlaut­
barungen der Polizeiorganisationen zu ent­
nehmen, daß die Frankfurter Polizei auf 
Grund ihrer derzeitigen personellen Beset­
zung und Ausrüstung kaum in der Lage ist, 
ihre durch Verfassungsauftrag obliegenden 
Aufgaben zu erfüllen. Um so höher ist der 
Einsatz unserer Frankfurter Polizeibeamten 
zu werten, die durch taktvolles und beson­
nenes Einschreiten gegen die Rabauken des 
SDS am 15. 11 . 1969 weit Schlimmeres und 
eventuelles Blutvergießen verhindert haben. 
Der Allgemeine Studentenausschuß (Asta) 
der Frankfurter Universität als Veranstalter 
der Vietnam-Kundgebung hat sich bisher 
nicht von dem Treiben der SOS-Rabauken 
distanziert. Solange dies nicht geschieht, 
muß gefolgert werden, daß sich der "Asta" 
mit dem Treiben des anarchistischen SDS 
solidarisiert. 

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold 
appelliert an die Demokratischen Parteien, 
die Gewerkschaften und die demokratisch 
orientierte Frankfurter Bürgerschaft, dem 
üblen Treiben dieser Rabauken und Radau­
brüdern Paroli zu bieten durch gemeinsame 
Aktionen aller Demokraten. 

Linksextremisten und SDS haben das 
Recht verwirkt zur Bürgeraktion gegen 
Rechtsextremisten. Alle 3 Gruppen sind die 
gemeinsamen Feinde unseres demokrati­
schen Rechtsstaates. Ihnen gilt der gemein­
same Kampf aller aufrechte~ Demokraten. 

Das Reichsbanner 
Offizielles Organ des Reichsbanners 
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Bund aktiver Demokraten e. V. und 
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